
Anlage 1

Offenlegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vom 30.05.2017 bis
30.06.2017

1

Universitätsstadt Gießen

Bebauungsplan Nr. SCH 08/02
„Siedlung Petersweiher"

Stellungnahmen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und
sonstiger Träger öffentlicher Belange

Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der Offenlegung gemäß § 3
Abs. 2 BauGB und der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen
Stellungnahmen und Anregungen.

Gießen, den 06.10.2017

Stellungnahmen, die nicht berücksichtigt werden konnten und daher
der Abwägung unterliegen:
Dr. Alexandra und Ralf Bender, Hofacker 16, 35394 Gießen
(29.06.2017)
Lars Grote, Karl‐Keller‐Straße 17, 35396 Gießen i.A. der
Grundstückseigentümerin Frau Lumper, Petersweiher 9, 35394 Gießen
(27.06.2017)
Anne und Gerd Kaupe, Nonnenweg 8, 35394 Gießen (01.06.2017)

Stellungnahmen ohne abwägungspflichtige Anregungen und Hinweise:
keine

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und sonstiger Behörden gemäß
§ 4 Abs. 2 BauGB vom 30.05.2017 bis 30.06.2017

Stellungnahmen, die nicht berücksichtigt werden konnten und daher der
Abwägung unterliegen:
Regierungspräsidium Gießen (28.06.2017)
Amt für Umwelt und Natur (29.06.2017)
PLEDOC GmbH (26.06.2017)

Stellungnahmen, die berücksichtigt werden konnten und daher keiner
Abwägung unterliegen:
Universitätsstadt Gießen, Untere Bauaufsichtsbehörde (30.06.2017)
Universitätsstadt Gießen, Rechtsamt (28.06.2017)
Universitätsstadt Gießen, Mittelhessische Wasserbetriebe (03.07.2017)
Forstamt Wettenberg (08.06.2017)
hessenMobil (23.06.2017/25.09.2017)
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Stellungnahmen ohne abwägungspflichtige Anregungen und Hinweise:
Universitätsstadt Gießen, Vermessungsamt (31.05.2017)
Universitätsstadt Gießen, Liegenschaftsamt (09.06.2017)
Universitätsstadt Gießen, Behindertenbeauftragter (21.06.2017)
Universitätsstadt Gießen, Abt. Wirtschaftsförderung (20.06.2017)
Universitätsstadt Gießen, Straßenverkehrsbehörde (23.06.2017)
Universitätsstadt Gießen, Jugendamt (23.06.2017)
Universitätsstadt Gießen, Amt für Brand‐ und Bevölkerungsschutz
(30.06.2017)
Universitätsstadt Gießen, Tiefbauamt (03.07.2017)
Eisenbahnbundesamt, Frankfurt a.M. (27.06.2017)
Arbeitsgemeinschaft Gießener Frauenverbände (29.06.2017)
Amt für Bodenmanagement Marburg (14.06.2017)
Lahn Dill Kreis, Abt. ländlicher Raum (24.05.2017)
Zweckverband Mittelhessische Wasserwerke (12.05.2017)
EnergieNetz Mitte GmbH(01.06.2017)
Tennet TSO GmbH (31.05.2017)
Stadt Pohlheim (01.06.2017)Wasserverband Kleebach (30.05.2017
Deutsche Telekom Technik GmbH (27.06.2017)
Rhein Main Verkehrsverbund RMV (28.06.2017)
Hessen Archäologie, Bodendenkmalpflege (23.06.2017)
Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst ((19.06.2017)
Avacon AG (19.06.2017)
Polizeipräsidium Mittelhessen, Verkehrssicherheit (19.06.2017)
Landkreis Gießen, Untere Wasserbehörde (28.06.207)
Wasserverband Kleebach (24.05.2017)

Keine Stellungnahme abgegeben haben:
Landesamt für Denkmalpflege, , Abt. Bau‐ und Kunstdenkmalpflege
Herr Manfred Blechschmidt, Archäologischer Denkmalpfleger
Universitätsstadt Gießen, Hochbauamt, Untere Denkmalschutzbehörde
BUND, Bund für Umwelt und Naturschutz
Hessische Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz e.V.
Landesjagdverband
Dt. Gebirgs‐ und Wanderverein
Verband Hessischer Sportfischer e.V.
Botanische Vereinigung für Naturschutz in Hessen e.V.
Naturschutzbund Deutschland e.V.
Deutsche Bahn AG
Stadtwerke Gießen AG, Abt. Nahverkehr
DPDHL Corporate Real Estate Management GmbH
Ericsson Services GmbH
Mittelhessen Netz GmbH
Stadtwerke Gießen AG, Abt. Wasserversorgung, Stromversorgung,
Fernwärme, Gasversorgung
Caritasverband Gießen e.V.
Magistrat der Stadt Linden
Gemeide Fernwald
Gemeinde Hüttenberg
Universitätsstadt Gießen, Schulverwaltungsamt
Universitätsstadt Gießen, Gartenamt
Universitätsstadt Gießen, Stadtreinigungs‐ und Fuhramt
Universitätsstadt Gießen, Sportamt
Frauenbeauftragte der Stadt Gießen



vom: 29.06.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan SCH 08/02 „Siedlung Petersweiher“ der Offenlegung gem.
§ 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger
öffentlicher Belange § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden

Stellungnahme von: Dr. Alexandra und Ralf Bender
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vom: 29.06.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan SCH 08/02 „Siedlung Petersweiher“ der Offenlegung gem.
§ 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger
öffentlicher Belange § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden

Stellungnahme von: Dr. Alexandra und Ralf Bender
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zu 1:
Der Anregung zur Festsetzung der Art der baulichen Nutzung als Allgmeines
Wohngebiet (WA) für die Siedlung Petersweiher, mindestens aber für die nähere
Umgebung des Einwendergrundstücks, wird nicht entsprochen, da hierfür kein
Planerfordernis begründet werden kann. Die künftigen Bauvorhaben müssen auch
weiterhin bezüglich ihrer Art der baulichen Nutzung gemäß § 34 BauGB beurteilt
werden.
Das Planerfordernis für den Bebauungsplan liegt vor allem in der Regelung des
Maßes der Nutzung und der Höhenentwicklung der Gebäude, der Bauweise und
der überbaubaren Grundstücksflächen, da diese Maßstab und Kubatur der
Bebauung bestimmen sowie aus städtebaulicher Sicht erforderlich sind, um eine
bestandsorientierte Weiterentwicklung für die gesamte Siedlung planungsrecht‐
lich zu regeln. Die intensive Bürgerbeteiligung im Vorfeld des förmlichen Betei‐
ligungsverfahrens zum Bebauungsplanentwurf hat gezeigt, dass gerade die
Regelung des Maßes der Nutzung der Bebaung im Vordergrund der Diskussionen
stand, während das Wohngebiet bzw. sein weiterhin zu beurteilender
Zulässigkeitsmaßstab nach § 34 BauGB nicht in Frage gestellt wurde. Die
Aufstellung eines einfachen Bebauungsplans ist nicht obsolet, sondern unter
Berücksichtigung des Gebots der planerischer Zurückhaltung und der ein‐
schlägigen Rechtsprechung zu § 1 Abs. 3 BauGB eine legitime und angemessene
planungsrechtliche Vorgehensweise. Dadurch wird u.a. der Zeit‐ und Kostenauf‐
wand zur Erstellung eines Umweltberichtes vermieden. Das Argument, das keine
Genehmigungsfreistellung nach § 56 HBO zulässig ist, kann und muss hierbei
vernachlässigt werden.

1.
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vom: 29.06.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan SCH 08/02 „Siedlung Petersweiher“ der Offenlegung gem.
§ 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger
öffentlicher Belange § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden

Stellungnahme von: Dr. Alexandra und Ralf Bender
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zu 1.1
Gerade unter dem Aspekt der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit ist die
Aufstellung des einfachen Bebauungsplans eine Bebauungsplanart, die i.V.m. der
Anwendungsmöglichkeit des vereinfachten Verfahrens, das gemäß § 13 BauGB
die Durchführung nur einer Beteiligunsphase zum Bebauungsplanentwurf ermög‐
licht, den Kosten‐ und Verwaltungsaufwand zu reduzieren.

zu 1.2
Der Gebietscharakter der Wohnsiedlung Petersweiher als überwiegend Reines
oder teilweise auch Allgemeines Wohngebiet lässt sich ausreichend rechtssicher
aus §34 BauGB ableiten.

zu 2.
Der Forderung nach einer GRZ Änderung von 0,3 auf 0,4 wird nicht entsprochen.
Sie ist für das erforderliche Baugrundstück auch nicht erforderlich.
Das genehmigte und so realisierte Bauvorhaben genießt Bestandschutz. Im Bau‐
antrag wurde von einer Grundstücksgröße ohne eine Teilfläche des Grundstücks
ausgegangen, für die der Einwender nachträglich ein separates Flurstück heraus‐
geteilt hat. Wäre das ganze Grundstück zur Berechnung angesetzt worden, so
hätte die GRZ I von 0,3 bzw. 0,45 für die GRZ II eingehalten werden können.
Ziel des Bebauungsplans ist es, sich eng an der Bestandssituation der einzelnen
Bereiche innerhalb der Siedlung Petersweiher zu orientieren, sodass der
Charakter der Siedlung erhalten bleibt. Die tatsächliche überwiegende Ausnutz‐
ung der Grundstücke entlang des Straßenzugs Hofacker liegt bei einer GRZ von
0,2 bis 0,3. Eine GRZ über der mehrheitlich im Bestand ausgenutzten überbauten
Grundflächen innerhalb der städtebaulich als Einheit zu betrachtenden Teilbe‐
reiche geht über die bestandsorientierte Planung, die für alle Bereiche in
Petersweiher zugrundegelegt wurde, hinaus und wird daher nicht für Teilbereiche
oder Einzelgrundstücke angehoben.

2.

1.1

1.2
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vom: 29.06.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan SCH 08/02 „Siedlung Petersweiher“ der Offenlegung gem.
§ 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger
öffentlicher Belange § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden

Stellungnahme von: Dr. Alexandra und Ralf Bender
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zu 3.
Der Forderung nach Anpassung der überbaubaren Grundstücksfläche an den
Bestand wird durch redaktionelle Änderung entsprochen.
Die genehmigten Gebäudestrukturen in dem zum Bebauungsplanentwurf zu‐
grundeliegenden Kataster lagen noch nicht vor, sodass es hier zu Abweichungen
des Baufensters gegenüber der genehmigten Gebäude gekommen ist.

zu 4
Der Forderung zur Aufhebung der Festsetzung zur Dachbegrünung für alle
Dachflächen wird durch eine Klarstellung der Festsetzung, die für alle Haupt-
dachflächen gilt, teilweise entsprochen. Nebenanlagen sind somit davon
ausgenommen.
Mit der Festsetzung der Dachbegrünung werden nicht nur landschafts‐ und
ortsbildprägenden Aspekte verfolgt, vielmehr ist die Festsetzung der Dachbe‐
grünung, wie im landschaftspflegerischen Fachbeitrag als Anlage zur Begründung
ausgeführt wurde, eine Maßnahme, um der mit der Bodenversiegelung grund‐
sätzlich einhergehenden Erhöhung des Oberflächenabflusses des Niederschlags‐
wassers bzw. der Erhöhung der Spitzenabflüsse der Vorfluter entgegenzuwirken,
indem ein verminderter und verzögerter Regenabfluss durch Speicherung und
Verdunstung über die Dachflächen bewirkt wird. Extensiv begrünte Dachflächen
bieten auch in oftmals artenarmen Grünbereichen bzw. Ziergärten einen neuen
Lebensraum für Bienen, Schmetterlinge, Vögel und Pflanzen. Gerade auch in dem
topografisch bewegten Siedlungsbild von Petersweiher erhöhen begrünte Dächer
die ästhetische Qualität des Wohnumfeldes und verbessern auch das Ortsbild.
Auf die Lebensdauer eines Daches wirken sich begrünte Dächer ebenfalls positiv
aus, da Materialermüdungen bei Dachabdichtungen wie Rissbildung und Undich‐
tigkeit durch extreme Witterungseinflüsse und UV‐Strahlung abgepuffert und die
Lebensdauer eines Daches verlängert werden.

3.

4.
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vom: 29.06.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan SCH 08/02 „Siedlung Petersweiher“ der Offenlegung gem.
§ 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger
öffentlicher Belange § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden

Stellungnahme von: Dr. Alexandra und Ralf Bender
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4.1

5.

zu 4.1.
Während die Festsetzung von begrünten Dachflächen eine planungsrechtliche
Fesetzung darstellt, mit der vorrangig Ziele des Klima‐ und Naturschutzes verfolgt
werden, stellt die Abwassersatzung mit der Forderung der Regenwassernutzung
eine im Baugenehmigungsverfahren anzuwendende Vorschrift dar, die in erster
Linie der Trinkwassereinsparung dient. Durch die Verwendung des im Regen‐
speicher gesammelten Abflusses vom begrünten Dach für die WC‐Spülung und
die Gartenbewässerung kann eine Trinkwassereinsparung erzielt werden. Die
Höhe des Regenwasserertrags ist abhängig von der technischen Lösung und dem
Aufbau des Daches, wobei eine Reduzierung des Ertrages für den Einzelnen i.V.
mit den langfristigen Vorteilen für Klima‐ und Naturschutz (Verdunstung, verzög‐
erter Regenabfluss und Entlastung der Kanalisation, Ersatzlebensraum für Flora
und Fauna) insgesamt auf Ebene des Bebauungsplans bertrachtet werden muss.
Durch die Verwendung einer Vegetationstragschicht mit hohem mineralhaltigem
Anteil und geeigneten Substraten mit möglichst geringer organischer Substanz,
kann die Wasserverfärbung minimiert bzw. vermieden werden.

zu 5.
Durch den Bebauungsplan kommt es nicht zu einer wesentlichen Einschränkung
oder Änderung der zulässigen Nutzung und demzufolge auch nicht zu einer
relevanten Wertminderung des Grundstücks.
Da der ursprüngliche Bebauungsplan Nr. 58 "Petersweiher" vom VGH Kassel
bereits 1995 für unwirksam erklärt wurde, besteht kein vermögensrechtlicher
Schutz auf Grundlage des § 42 Abs. 2 BauGB, da die Sieben‐Jahres‐Frist
abgelaufen ist. Auch die Beurteilung der Zulässigkeit der Nutzung nach § 34
BauGB und die erteilte Baugenehmigung für die auf dem Grundstück ausgeübte
Nutzung und Bebauung stehen nicht im Widerspruch zu der Festsetzung einer
GRZ von 0,3 (siehe hierzu die Ausführungen zu Pkt. 2). Die Grundfläche des
Gebäudes befindet sich innerhalb des überbaubaren Bereiches, den der
Bebauungsplans festsetzt.
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vom: 29.06.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan SCH 08/02 „Siedlung Petersweiher“ der Offenlegung gem.
§ 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger
öffentlicher Belange § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden

Stellungnahme von: Dr. Alexandra und Ralf Bender
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zu 6.
Der Bebauungsplan enthält das Kataster mit dem aktualisierten Stand vom Juli
2017, sodass die Bebauung des Grundstücks dargestellt ist.

6.
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vom: 29.06.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan SCH 08/02 „Siedlung Petersweiher“ der Offenlegung gem.
§ 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger
öffentlicher Belange § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden

Stellungnahme von: Dr. Alexandra und Ralf Bender
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zu 7.
Die Fläche für Garage‐ und Stellplätze sowie das Baufenster wurden ent‐
sprechend dem baurechtlich genehmigten Bestand redaktionell angepasst.

7.
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vom: 27.06.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan SCH 08/02 „Siedlung Petersweiher“ der Offenlegung gem.
§ 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger
öffentlicher Belange § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden

Stellungnahme von: Lars Grote i.V. Frau Lumper
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zu 1.
Der Forderung nach einer Reduzierung des gärtnerisch anzulegenden Grünanteils
auf 30% wegen notwendiger Stellplatznachweise wird nicht entsprochen.
Innerhalb von Wohngebieten soll mit dem Begrünungsanteil von 40% eine
attraktive und ausreichende Durchgrünung sichergestellt und der stark durchgrünte
Charakter der Siedlung Petersweiher erhalten werden.

zu 2.
Der Forderung nach einem Verzicht auf die Dachbegrünung wird nicht gefolgt.
Mit der Festsetzung zur Dachbegrünung werden für zukünftige Neubauten im
Plangebiet Ziele zum Klima‐ und Naturschutz verfolgt. Begrünte Dächer sind eine
Maßnahme, um der mit der Bodenversiegelung grundsätzlich einhergehenden
Erhöhung des Oberflächenabflusses des Niederschlagswassers bzw. der Erhö‐
hung der Spitzenabflüsse der Vorfluter entgegenzuwirken, indem ein verminderter
und verzögerter Regenabfluss durch Speicherung und Verdunstung über die
Dachflächen bewirkt wird.
Extensiv begrünte Dachflächen bieten auch in oftmals artenarmen Grünbereichen
bzw. Ziergärten einen neuen Lebensraum für Bienen, Schmetterlinge, Vögel und
Pflanzen. Gerade auch in dem topografisch bewegten Siedlungsbild von
Petersweiher erhöhen begrünte Dächer die ästhetische Qualität des
Wohnumfeldes und verbessern auch das Ortsbild. Auf die Lebensdauer eines
Daches wirken sich begrünte Dächer ebenfalls positiv aus, da Materialermü‐
dungen bei Dachabdichtungen wie Rissbildung und Undichtigkeit durch extreme
Witterungseinflüsse und UV‐Strahlung abgepuffert und die Lebensdauer eines
Daches verlängert wird.

1.

2.
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vom: 01.06.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan SCH 08/02 „Siedlung Petersweiher“ der Offenlegung gem.
§ 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger
öffentlicher Belange § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden

Stellungnahme von: Anne und Gerd Kaupe
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zu 1.
Dem Wunsch, das Baufenster nach Norden (siehe Seite 12) zu erweitern, wird
nicht entsprochen.
Das Reihenendhaus ist Teil einer aufeinander abgestimmten städtebaulichen
Kubatur von drei Reihenhausgruppen, die parallel zum Schiffenberger Weg und
im Norden abgetreppt, entsprechend der Bauverbotszone von 20,00 m, ge‐
messen vom Fahrbahnrand der Landesstraße L3131/Schiffenberger Weg, gebaut
wurden. Diese eindeutig ablesbare bauliche Struktur wurde durch die Festsetzung
der Baugrenzen, die im Norden genau am Bestand orientiert sind, gesichert.
Ausreichende Spielräume für moderate Erweiterungen werden hingegen zu den
südlichen, bzw. bei Endreihenhäusern seitlichen Gebäudeseiten ermöglicht, die
aufgrund der Ausrichtung der Gebäude und hinsichtlich der Immissions‐
problematik die attraktiveren Bereiche für eine Erweiterung darstellen.

1.
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan SCH 08/02 „Siedlung Petersweiher“ der Offenlegung gem.
§ 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger
öffentlicher Belange § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan SCH 08/02 „Siedlung Petersweiher“ der Offenlegung gem.
§ 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger
öffentlicher Belange § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden
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vom: 01.06.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan SCH 08/02 „Siedlung Petersweiher“ der Offenlegung gem.
§ 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger
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vom: 28.06.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan SCH 08/02 „Siedlung Petersweiher“ der Offenlegung gem.
§ 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger
öffentlicher Belange § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden

Stellungnahme von: Regierungspräsidium Gießen
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1.

2.

3.

zu 1. bis 3.
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.



vom: 28.06.2017

BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan SCH 08/02 „Siedlung Petersweiher“ der Offenlegung gem.
§ 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger
öffentlicher Belange § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden

Stellungnahme von: Regierungspräsidium Gießen
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4.

5.

6.

zu 4. bis 6.
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.
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BAULEITPLANUNG DER UNIVERSITÄTSSTADT GIESSEN
hier: Bebauungsplan SCH 08/02 „Siedlung Petersweiher“ der Offenlegung gem.
§ 3 Abs. 2 BauGB sowie in der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger
öffentlicher Belange § 4 Abs. 2 BauGB vorgebracht wurden

Stellungnahme von: Regierungspräsidium Gießen
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7.

8.

zu 7. und 8.
Den Anregungen zur Beurteilung der Lärmsituation auf der Grundlage einer
Schallimmisionsprognose wird nicht gefolgt, da der Bebauungsplan auch dies-
bezüglich im vereinfachten Verfahren ohne Umweltbericht (mit dortiger Betrach-
tung des Lärmaspektes) aufgestellt wurde, weil die auch dem Magistrat bekannte
Lärm-Problematik nicht auf bauleitplanerischer Ebene gelöst werden kann.
Eine Schallimmissionsuntersuchung in Bezug auf den Verkehrslärm wurde aus
folgenden Gründen nicht vorgenommen:
Wie vom Regierungspräsidium ausgeführt, fanden die Wünsche nach einer
Geschwindigkeitsreduzierung nicht Eingang in den Lärmaktionsplan des Landes,
da die Richtwerte der Lärmschutz‐RL‐StV nicht überschritten wurden.
Lärmminderungsmaßnahmen an der Quelle, wie etwa die Reduzierung der
zulässigen Höchstgeschwindigkeit auf dem Schiffenberger Weg (L 3131) oder
der Einsatz von "Flüsterasphalt" ist im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan
nicht realisierbar, da Baulastträger dieser Straße nicht die Universitätsstadt
Gießen, sondern das Land ist. Gleiches gilt für Maßnahmen organisatorischer
oder baulicher Art im Bereich der Bahnanlage im Süden. Diese unterliegt den
Fachplanungen der Deutschen Bahn AG bzw. dem Eisenbahnbundesamt.
Aktive Schallschutzmaßnahmen in Form einer Lärmschutzanlage unmittelbar
entlang des Schiffenberger Wegs wäre, mit einer Länge von rd. 420 m und einer
Mindesthöhe von min. 3,5 m über Fahrbahnoberkante vorzusehen. Für die zum
Schiffenberger Weg orientierten Fassaden bestehen erhöhte Anforderungen an
den passiven Schallschutz.
Die Universitätsstadt Gießen hat sich insofern auch aus stadtgestalterischen
Gründen dafür entschieden, auf den Bau der Lärmschutzanlage, die zudem
enorme Investitionen erfordert und nur eine vergleichsweise geringe Wirkung
entfalten kann, zu verzichten. Zudem soll die Durchfahrt durch den Schiffenberger
Wald nicht durch ein Funktionsbauwerk geprägt werden, sondern durch seinen
Baumbestand einen weitgehend begrünten Bereich bilden, der sich möglichst gut
ins Landschaftsbild einfügen wird.
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9.

10.

Weitere Maßnahmen auf Ebene des Bebauungsplans, wie eine aus Sicht des
Schallimmissionsschutzes unempfindliche Mischgebietsausweisung widerspricht
der bestehenden Wohnnutzung und würde als Etikettenschwindel planungsrecht‐
lich unzulässig und unbegründet sein.
Eine Vergrößerung des Abstandes der Bebauung zur Eisenbahn bzw. zum
Schiffenberger Weg (L 3131) scheidet aufgrund des seit den 70er Jahren des
letzten Jahrhunderts vorhandenen Gebäudebestands aus.
Die Gebäudestellung der straßenparallelen Bebauung reagiert bereits auf die
Lage der L 3131, indem die Eingänge und die nicht schützenswerten Aufenthalts‐
räume in Richtung Norden zur Straße orientiert sind. Die Höhenentwicklung wird
hier im Bestand gesichert.
Hierdurch wurde auch dazu beigetragen, dass auf der straßenabgewandten Seite
geschützte Bereiche geschaffen wurden. Die weitgehend geschlossene straßen‐
parallele Bebauung trägt zudem zur Abschirmung der nachfolgenden Bebauung
bei.
Es verbleiben insofern Schallschutzmaßnahmen am Gebäude.
Die zu erwartenden Auswirkungen sind auf der Ebene der Bauantragsstellung in
einer Schalltechnischen Untersuchung zu ermitteln und zu bewerten. Hier sollen
auch die konkreten Maßnahmen bestimmt werden, die dann bei der Bauaus‐
führung die jeweils erforderliche „Mindest‐Schalldämmung" für die Fassaden‐
elemente (in der Kombinationswirkung Mauerwerk/Fassade und Verglasung, ggf.
auch Dachfläche) sicherstellen.

zu 9.
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in der Begründung zum Bebau-
ungsplan ergänzt.

zu 10.
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
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1.

2.

3.

zu 1.
Der Anregung wird gefolgt. Die Hinweise werden entsprechend ergänzt.

zu 2.
Der Anregung wird teilweise entsprochen.
Die Aussage, dass keine Freifläche baulich genutzt wird, wird umformuliert. Die
zukünftige Nutzung der ehemaligen Spielplätze ist mit der Bewohnerschaft aus‐
führlich diskutiert und abgestimmt worden. Insofern soll diese auch wie ange‐
geben durchgeführt werden. Hinsichtlich der verbotenen Versiegelung verweisen
wir auf Festsetzung A 5.1, die wasserdurchlässige Beläge fordert.

zu 3.
Der Anregung wird nicht entsprochen.
Die betreffenden Flächen gehören dauerhaft der öffentlichen Hand, zum Großteil
der Stadt Gießen, in geringem Umfang dem Landkreis Gießen. Eine grund‐
legende Änderung der Gestaltung ist nicht zu erwarten. Außerdem hat die Stadt
Gießen (und das Amt für Umwelt und Natur als Teil davon) auf ihren eigenen
Flächen als Eigentümerin die Möglichkeit, die Gestaltung zu bestimmen. Eine
Festsetzung ist daher nicht notwendig.
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4.

zu 4.
Der Anregung wird nicht entsprochen.
Die Flächen sind – bis auf die ehemalige Spielplatzfläche – schon seit langem im
Eigentum der anliegenden Hausbesitzer und sind in deren Gartengestaltung
integriert. Die Grenze ist in der Landschaft nicht wahrnehmbar, wohl aber die
Grenze zwischen Garten und Wald. Daher ist eine Einbeziehung der Flächen in
den Innenbereich fachlich angemessen. Eine Festsetzung als private Grünfläche,
wie im aufgehobenen Bebauungsplan und im Flächennutzungsplan vorgesehen,
würde keine Änderung der Flächennutzung bewirken, die auch im Übrigen
grünordnerisch nicht gewollt ist. Eine bauliche Entwicklung in zweiter Reihe ist
durch die Baugrenze und die größtenteils fehlenden Erschließungsmöglichkeiten
ausreichend ausgeschlossen.
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5.

6.

zu 5.
Der Anregung wird nicht entsprochen.
Im stark durchgrünten Viertel mit einem festgesetzten Gartenanteil von 40% der
Grundstücksfläche (Festsetzung Nr. A 5.2) ist ein begrünter Stellplatz zwar
zusätzlich wünschenswert, aus kleinklimatischen Gründen (kein Belastungsgebiet)
aber nicht notwendig.

zu 6.
Der Anregung wird entsprochen. C 1.2. wird gestrichen.
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zu 1 und 2.
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

zu 3
Der Bitte nach Übernahme des Verlaufs der Ferngasleitung in die Plankarte,
Legende und Begründung wurde entsprochen.

1.

2.

3.
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zu 4.
Die zuständigen Straßenbaubehörden werden über den Verlauf der Ferngas-
leitung informiert.

zu 5.
Die Hinweise zu Anpflanzungen und baulichen Anlagen im Bereich der Ferngas‐
leitungen wurden unter C "Hinweise und nachrichtliche Übernahmen" innerhalb
der Textlichen Festsetzungen aufgenommen.

zu 6.
Während der Bitte nach Übernahme des Leitungsverlaufs mit Schutzstreifen in die
Plankarte und unter C "Hinweise und nachrichtliche Übernahmen" in den
Textlichen Festsetzungen nachgekommen wurde, wird der Forderung nach
Festsetzung eines Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes nicht entsprochen.
Der überwiegende Teil des Leitungsverlaufes und des Schutzstreifens befindet sich
außerhalb des räumlichen Geltungsbereiches und auf städtischen Flurstücken,
sodass die Zugänglichkeit gegeben ist. Dort, wo private Grundstücke teilweise
betroffen sind, wurde die Zugänglichkeit auf zivilrechtlicher Ebene über
Grunddienstbarkeiten geregelt oder kann noch geregelt werden. Da der
Bebauungsplan bestandsorientiert die vorhandene Bebauung planungsrechtlich
sichert und die Baugrenzen am Bebauungsbestand orientiert festgesetzt sind,
kann an den südlichen Grundstücksgrenzen zur Leitungslage hin eine Bebauung
ausgeschlossen werden.

4.

5.

6.
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zu 7.
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

7.
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